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Ersatzpflege  
 

Leistungen der Pflegeversicherung 2023 

      

1. 

 § 39 Verhinderungspflege (Pflegegrade 1 – 5) 
Sonstige Personen / Jahr:   1.612 €  
Nahe Angehörige oder Haushaltsmitglieder / Jahr: 
0 € – 474,00 € – 817,50 € – 1092,00 € – 1351,50 € 

 

+ evtl. Kurzzeitpflege 806 € 

 

      
      

      
2.  § 42 Kurzzeitpflege 1.774 € / Jahr  + evtl. Verhinderungspflege 1.612 €  

      
      

      
3. 

 § 41 Tages- oder Nachtpflege (Pflegegrade 1 – 5) 

0 € – 689 € – 1.289 € – 1.612 € – 1995 € / Monat 
   

      
      
      
4. 

 
§ 45a Angebote zur Unterstützung im Alltag 

 Maximal 40 % des  
Sachleistungsanspruchs 

 

      
      
      
5. 

 § 45b Entlastungsbeitrag (Pflegegrade 1 – 5)

 (zweckgebundene Kostenerstattung) 
 

125 € / Monat 
 

      
            

      

6.      

      

 

1. Verhinderungspflege kann um bis zu 806 Euro aus Mitteln der Kurzzeitpflege aufgestockt werden. 

2. Kurzzeitpflege kann um bis zu 1.612 Euro aus Mitteln der Verhinderungspflege aufgestockt werden. 

3. Für Tages- oder Nachtpflege stehen weitere 1.612 Euro pro Monat zur Verfügung. 

4. Angebote zur Unterstützung im Alltag sind definiert im § 45a (monatlich maximal 40 % des Sachleis-
tungsanspruchs nach § 36 SGB XI – siehe Punkt 6) 

5. Entlastungsbetrag 125 Euro / Monat: zweckgebunden für qualitätsgesicherte Leistungen (nach Landes-
recht anerkannte Angebote zur Unterstützung im Alltag) 

6. Pflegesachleistung sowie Pflegegeld sind abhängig vom Pflegegrad und auch als Kombinationsleistung 
möglich. (Regelleistung, keine Leistung der Ersatzpflege!) 

Neuerungen, die in den kommenden Jahren in Kraft treten werden finden Sie in Kapitel 12! 

§ 37 Pflegegeld  
Pflegegrad 1 – 5, z. B. Private Pflegeperson:  
0 € - 316 € - 545 € - 728 € - 901 € / Monat 

§ 36 Pflegesachleistung  
Pflegegrad 1 – 5, z. B. Pflegedienst:  

0 € - 724 € - 1363 € - 1693 € - 2095 € / Monat 

entweder / oder 
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1.  Verhinderungspflege  
 
Wenn Sie in Pflegegrad 2 – 5 eingestuft sind, Pflegegeld beziehen und Ihre Pflegeperson wegen Krankheit, Urlaub, 

Freizeitgestaltung oder aus sonstigen Gründen an der Pflege gehindert ist, können Sie Verhinderungspflege (§ 39 SGB 
XI – Häusliche Pflege bei Verhinderung der Pflegeperson) beantragen. Ein formloser Antrag ist ausreichend, 

manche Pflegekassen halten Formulare bereit. Wir empfehlen Ihnen, die Verhinderungspflege möglichst im Voraus 
mit der Kasse abzusprechen (Höhe der Stundensätze), dies ist aber keine Voraussetzung für die Inanspruchnahme – 
Krankheit ist nicht planbar.  

 
Als Pflegeperson gilt, wer mindestens 10 Stunden, verteilt auf mindestens zwei Tage pro Woche, in häusli-
cher Umgebung pflegt. Mit der Verhinderungspflege soll der Tatsache Rechnung getragen werden, dass 
Pflegepersonen bei der Pflege ein erhebliches Maß an psychischen und physischen Anstrengungen abver-
langt wird. Fällt die Pflegeperson kurzfristig, beziehungsweise kurzzeitig aus, so soll dies nicht dazu führen, 
dass der Pflegebedürftige in stationäre Pflege überwechseln muss. 
 
Pflegebedürftige müssen vor der erstmaligen Verhinderung einer Pflegeperson mindestens sechs Monate 
in ihrer häuslichen Umgebung gepflegt worden sein. Die Wartezeit ist auch erfüllt, wenn sich mehrere Per-
sonen die Pflege zeitlich geteilt haben, Unterbrechungen bis zu vier Wochen sind zulässig. Hat die Unter-
brechung länger als vier Wochen gedauert, verlängert sich die Frist um diesen Zeitraum. Die Wartezeit 
muss nur einmal vor der erstmaligen Beantragung der Leistungen erbracht werden. 
 
 

 

 

 

 

Der Anspruch auf Verhinderungspflege besteht jährlich für maximal 6 Wochen oder 1.612 Euro (je nachdem 
welche Grenze zuerst erreicht wird). Er entsteht in jedem Kalenderjahr neu. Nicht in Anspruch genommene 
Tage oder Geldbeträge können nicht in das nächste Kalenderjahr übernommen werden. Die Verhinderungs-
pflege kann um bis zu 806 Euro aus Mitteln der Kurzzeitpflege aufgestockt werden. Damit stehen dann ma-
ximal 2.418 Euro pro Jahr zur Verfügung, der Anspruch auf Kurzzeitpflege wird gegebenenfalls um den ent-
sprechenden Betrag gekürzt. 
 
Während der Verhinderung der Pflegeperson wird das Pflegegeld (§ 37 SGB XI) um die Hälfte gekürzt. Die 
Rentenversicherungsbeiträge für die Pflegeperson werden für die Dauer der Verhinderung von der Pflege-
kasse weitergezahlt (§ 37 Abs. 2 SGB XI). Für den ersten und letzten Tag der Ersatzpflege ist noch, bezie-
hungsweise wieder volles Pflegegeld zu zahlen.  
 
Verhinderungspflege kann auch stundenweise in Anspruch genommen werden (Kinobesuche, Abende mit 
Freunden…). In diesem Fall wird kein Pflegegeld abgezogen. 
  

Hinweis: 
Beziehen Sie ausschließlich Sachleistung (§ 36 SGB XI – Pflegedienst) dann haben Sie keinen Anspruch 
auf Verhinderungspflege. Im Rahmen der Kombinationsleistung (§ 38 SGB XI, Bezug von Pflegegeld und 
Sachleistung) wird sie gewährt, wenn Ihre privaten ehrenamtlichen Pflegepersonen vorübergehend 
ausfallen. 
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Die Vergütung der Verhinderungspflege hängt davon ab, welche Ersatzperson pflegt: 
 
a) Ersatzpflege durch Familienangehörige oder Personen, die mit dem Pflegebedürftigen in häuslicher 

Gemeinschaft leben 

Bei Ersatzpflegekräften, die mit Pflegebedürftigen bis zum zweiten Grade verwandt oder verschwägert sind 
(also: Eltern, Kinder, Großeltern, Enkel, Geschwister, Stiefeltern, -kinder, -enkel, Schwiegereltern, -kinder, 
Ehegatten der Enkel, Großeltern des Ehegatten, Stiefgroßeltern, Schwager und Schwägerin) oder die mit 
ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben, wird gesetzlich vermutet, dass die Pflege ehrenamtlich und nicht 
erwerbsmäßig erbracht wird. Die Ersatzpflege wird in Höhe des bezogenen Pflegegeldes vergütet, darf aber 
die Höhe des pflegegradabhängigen Pflegegeldes grundsätzlich um das 1,5-fache nicht überschreiten. Er-
stattungsfähig sind auf Nachweis weitere Kosten der Pflegeperson, wie zum Beispiel Fahrtkosten und Ver-
dienstausfall.  

Ausnahmen: Die Vermutung der Ehrenamtlichkeit wird jedoch durchbrochen, wenn die Pflege mit dem Ziel 
des Erwerbseinkommens geleistet wurde. 
 
b) Ersatzpflege durch entfernte Verwandte / Verschwägerte oder Personen aus der Nachbarschaft 

Bei diesen Personen ist nicht von ehrenamtlicher Pflege auszugehen. In diesen Fällen wird das Entgelt für 
die Pflegeleistung der Ersatzkraft bis zum maximalen Betrag von 1.612 Euro erstattet. 
 
c) Ersatzpflege durch professionelle Pflegekräfte 

Für gewerbsmäßige Pflegekräfte sind die tatsächlichen Kosten der Pflege bis zu 1.612 Euro erstattungsfähig. 
Übernimmt eine ambulante Pflegeeinrichtung (mit Versorgungsvertrag) die Pflege, bedarf es keiner weiter-
gehenden Absprachen mit der Pflegekasse. Die Ersatzpflege kann als Sachleistung erbracht werden und 
wird vom Pflegedienst direkt mit der Kasse abgerechnet. 

 

 

 

 

 

Verhinderungspflege an „anderen Orten“ 

Im Falle der Verhinderungspflege gilt ein erweiterter Häuslichkeitsbegriff. „Häusliche Pflege“ kann deshalb 
auch in Vorsorge- oder Reha-Einrichtungen, Krankenwohnungen, Kliniken, Pflegeeinrichtungen mit oder 
ohne Zulassung nach § 72 SGB XI, Kindergarten, Schule, Internat sowie in Wohnheimen für Behinderte ge-
leistet werden. Dabei werden nur die Kosten für die Pflege übernommen, nicht die Kosten für Unterkunft 
und Verpflegung, Behandlungspflege oder soziale Betreuung.  
 
Pflegebedürftige sollten im Vorfeld auf eine einvernehmliche Abrechnung zwischen der Pflegekasse und der 
Einrichtung hinwirken, damit Klarheit über die Höhe der verbleibenden Kosten besteht, für die Sie gegebe-
nenfalls selbst aufkommen müssen. 
 

 

Hinweis: 
Die Begrenzung der Verhinderungspflege bis zu 6 Wochen und max. 1.612 Euro bedeutet nicht, dass die 
Pflegekasse den Betrag auf 38,38 Euro pro Tag begrenzt darf (nämlich 1.612 Euro verteilt auf 42 Tage). 
Reicht der Höchstbetrag von 1.612 Euro nur für einen Zeitraum von beispielsweise 10 Tagen aus, so ist 
nach diesem Zeitraum der Anspruch gegenüber der Pflegekasse erschöpft.  
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2.  Kurzzeitpflege  

Personen, die in den Pflegegraden 2 – 5 eingestuft sind und deren häusliche Pflege zeitweise nicht, noch 
nicht oder nicht im erforderlichen Umfang erbracht werden kann und bei denen auch teilstationäre Pflege 
(Tages- / Nachtpflege) nicht ausreicht, haben jährlich Anspruch auf bis zu 8 Wochen Kurzzeitpflege in einer 
vollstationären Einrichtung (§ 42 SGB XI).  

Dies gilt für eine Übergangszeit im Anschluss an eine stationäre Behandlung, wenn beispielsweise für die 
häusliche Pflege noch Umbaumaßnahmen erforderlich sind oder die Pflegeperson die häusliche Pflege noch 
nicht sofort übernehmen kann, in Zeiten des Urlaubs, der Krankheit oder sonstiger Verhinderung der Pfle-
geperson, die nicht mit der Verhinderungspflege überbrückt werden können oder in Krisenzeiten durch die 
kurzfristige erhebliche Verschlimmerung der Pflegebedürftigkeit oder den völligen Ausfall der bisherigen 
Pflegeperson. 

Kurzzeitpflege soll ebenfalls die Pflegepersonen entlasten und die ambulante Pflege langfristig sicherstel-
len. Leistungen der Kurzzeitpflege bestehen unabhängig von Leistungen der Verhinderungspflege. Kurzzeit-
pflege muss nicht zeitlich zusammenhängend genommen werden. Die Leistung wird zusätzlich zum hälfti-
gen Pflegegeld und zur ungekürzten Sachleistung gewährt (analog Verhinderungspflege). Eine Wartezeit 
muss nicht erfüllt werden.  

Neben pflegebedingten Aufwendungen übernimmt die Pflegekasse bei der Kurzzeitpflege auch die Aufwen-
dungen der sozialen Betreuung sowie die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege bis zu einem 
Gesamtbetrag von 1.774 Euro je Kalenderjahr. Dieser Betrag kann um bis zu 1.612 Euro aus den Mitteln für 
die Verhinderungspflege aufgestockt werden, die dann entsprechend gekürzt wird. Für die Kurzzeitpflege 
stehen in diesem Fall insgesamt maximal 3.386 Euro zur Verfügung.  
 
 
 
 
Kurzzeitpflege ist in begründeten Einzelfällen auch in geeigneten Einrichtungen der Hilfe für behinderte  
 

Menschen und anderen geeigneten Einrichtungen (zum Beispiel der Eingliederungshilfe oder der Jugend-
hilfe) möglich, wenn die Pflege in einem „klassischen Pflegeheim“ nicht möglich ist oder nicht zumutbar er-
scheint (§ 42 Abs. 3 SGB XI).  

 

3.  Tagespflege und Nachtpflege  

Pflegebedürftige werden tagsüber oder während der Nacht in einer stationären Einrichtung versorgt. Der 
Anspruch (§ 41 SGB XI) besteht, wenn häusliche Pflege nicht in ausreichendem Umfang sichergestellt wer-
den kann.  

Die Pflegekasse übernimmt die pflegebedingten Aufwendungen dieser teilstationären Pflege einschließlich 
der Aufwendungen für Betreuung und für die in der Einrichtung notwendigen Leistungen der medizinischen 
Behandlungspflege. Im Kalendermonat stehen dafür folgende Beträge zur Verfügung:  
 

Pflegegrad 1 2 3 4 5 

Pflegegeld für Tages- oder Nacht-
pflege 

0 Euro  689 Euro 1.298 Euro 1.612 Euro 1.995 Euro 

Hinweis: 
Während der Kurzzeitpflege scheidet eine Finanzierung der sozialen Betreuung und der Behandlungs-
pflege über andere Kostenträger somit aus! Das angemessene Entgelt für Unterkunft und Verpflegung 
ist selbst zu finanzieren. Fahrt- oder Transportkosten werden nicht übernommen. 
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4. Angebote zur Unterstützung im Alltag: Anspruch auf Umwandlung des ambulan-
ten Sachleistungsbetrags  

Angebote zur Unterstützung im Alltag (§ 45a SGB XI) entlasten Pflegepersonen und helfen Pflegebedürfti-
gen, möglichst lange in ihrer häuslichen Umgebung zu bleiben, soziale Kontakte aufrechtzuerhalten und ih-
ren Alltag weiterhin möglichst selbständig bewältigen zu können. Wenn Sie zu Hause mit mindestens Pfle-
gegrad 2 gepflegt werden, erhalten sie gegen Vorlage entsprechender Belege Kostenerstattung für Leistun-
gen nach Landesrecht anerkannter Angebote zur Unterstützung im Alltag. Rechnungen des Pflegedienstes 
sind allerdings vorrangig zu bezahlen. Sofern ein Restbetrag an Sachleistungen verbleibt, kann dieser bis zur 
genannten Grenze zur Finanzierung der anerkannten Unterstützungsangebote genutzt werden. 

In Zahlen: Monatlich maximal 40 % des Sachleistungsanspruchs nach § 36 SGB XI.  

Pflegegrad 1 2 3 4 5 

Sachleistungsanspruch 0 Euro 724 Euro 1.363 Euro 1.693 Euro 2.095 Euro 

Umwandlungsanspruch 0 Euro 289 Euro 545 Euro 677 Euro 838 Euro 

Mögliche Angebote, die nach Landesrecht durch die zuständige Behörde anerkannt sein müssen:  

▪ Betreuungsangebote: Ehrenamtliche Helferinnen und Helfer übernehmen unter pflegefachlicher Anlei-
tung die Betreuung von Pflegebedürftigen mit allgemeinem oder mit besonderem Betreuungsbedarf in 
Gruppen oder im häuslichen Bereich. 

▪ Angebote zur Entlastung von Pflegenden: Sie dienen der gezielten Entlastung und beratenden Unter-
stützung von Pflegepersonen. 

▪ Angebote zur Entlastung im Alltag: Unterstützung im Alltag bei der Pflege, der Haushaltsführung und 
der Organisation dieser Tätigkeiten. Solche Angebote können sein: Tagesbetreuung in Kleingruppen, 
stundenweise Entlastung pflegender Angehöriger durch anerkannte Helfer/innen, Alltagsbegleiter, Pfle-
gebegleiter oder Serviceangebote für haushaltsnahe Dienstleistungen. Die Helfenden müssen qualifi-
ziert sein und fachlich begleitet werden.  

 

5.  Entlastungsbetrag  

Werden Sie zu Hause von Angehörigen oder nahen Verwandten oder Bekannten gepflegt, so haben Sie An-
spruch auf einen Entlastungsbetrag (§ 45b SGB XI) in Höhe von bis zu 125 Euro monatlich. Bei Pflege durch 
einen Pflegedienst entfällt der Entlastungsbetrag! Sie müssen den Betrag zweckgebunden für qualitätsgesi-
cherte Leistungen einsetzen, die Ihre Pflegepersonen entlasten sowie Ihnen Selbständigkeit und eine 
selbstbestimmte Gestaltung Ihres Alltags ermöglichen. Solche Leistungen sind: 

▪ Leistungen der Tages- oder Nachtpflege 

▪ Leistungen der Kurzzeitpflege  

▪ Leistungen ambulanter Pflegedienste (Pflegegrade 2 – 5), jedoch nicht im Bereich der Selbstversorgung. 
Dies gilt auch, wenn für diese Leistungen Verhinderungspflege (§ 39) eingesetzt wird. 

▪ Leistungen anerkannter Angebote nach Landesrecht im Sinne des § 45a (Unterstützung im Alltag) 

Angefallene Kosten müssen Sie gegenüber der Pflegekasse belegen. Die Leistungen können Sie innerhalb 
eines Kalenderjahres in Anspruch nehmen, nicht ausgeschöpfte Beträge werden in das folgende Kalender-
halbjahr übertragen. 
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6.  Verhinderungspflege im Ausland 

Im Ausland haben Sie keinen Anspruch auf Verhinderungspflege (§ 34 SGB XI Ruhen der Leistungsansprü-
che), es sei denn, Sie sind nur vorübergehend (bis zu sechs Wochen im Kalenderjahr) im Ausland. Dann 
muss die Kasse das Pflegegeld (§ 37) sowie das anteilige Pflegegeld der Kombileistungen (§ 38) weiter be-
zahlen. Eine Pflegefachkraft (Pflegesachleistung: § 36) wird nur weiterbezahlt, wenn Sie von ihr während 
Ihres Auslandsaufenthaltes begleitet werden. 

Der Anspruch auf die genannten Pflegegeldleistungen ruht nicht, wenn Sie sich in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in 
der Schweiz aufhalten. Pflegepersonen erhalten weiter die Leistungen zur sozialen Sicherung (§§ 44 und 
44a) bei diesen vorübergehenden Auslandsaufenthalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In einem Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 20.04.2016 — Az: B 3 P 4/14 R wurde Klarheit in der 
Frage der Verhinderungspflege im Ausland geschaffen. Das BSG ermöglicht einen flexiblen Einsatz der Ver-
hinderungspflege unter Berücksichtigung unterschiedlicher Bedarfslagen. Es dürfen also auch Pflegeperso-
nen eingesetzt werden, die nicht der Kontrolle eines in Deutschland ansässigen Pflegedienstes unterliegen. 
Nur notwendige Aufwendungen für die Durchführung der Ersatzpflege, werden übernommen, nicht aber 
Urlaubskosten der Ersatzpflegeperson, die unabhängig von der Ersatzpflege entstehen. Verhinderungs-
pflege darf nicht zu einer verdeckten Urlaubsfinanzierung werden. Die Verhinderungspflege ist nicht per se 
eine Pflegesachleistung, sondern als Kostenerstattungsanspruch konzipiert. Das BSG sieht seine Entschei-
dung im Einklang mit der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zu Art. 19 und 22 der Ver-
ordnung 883/2004 und verweist auf den hohen Wert der Freizügigkeit. 

 

7. Ersatzpflege durch die Sozialhilfe (Hilfe zur Pflege nach SGB XII)  

Bei finanzieller Bedürftigkeit des Pflegebedürftigen, die im Zwölftes Buch des Sozialgesetzbuchs beschrie-
ben ist, kann ein Antrag auf Kostenübernahme der notwendigen Pflege aus Mitteln der Sozialhilfe im Rah-
men der „Hilfe zur Pflege“ (§§ 61 – 66a SGB XII) gestellt werden. Leistungen der Sozialhilfe sind grundsätz-
lich nachrangig, Leistungen der Pflegeversicherung werden vorrangig gewährt. Durch das Pflegestärkungs-
gesetz (PSG III) sind folgende Leistungen der Ersatzpflege im Sozialhilferecht (SGB XII) geregelt und an die 
gesetzlichen Änderungen der Pflegeversicherung (SGB XI) angepasst: 

▪ Die Verhinderungspflege (§ 64c SGB XII) entspricht der Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI.  

▪ Die Regelung zur teilstationären Pflege (§ 64g SGB XII) korrespondiert mit § 41 SGB XI, nur Pflegebe-
dürftige der Pflegegrade 2 bis 5 haben Anspruch auf diese Leistung.  

▪ Kurzzeitpflege gemäß § 64h SGB XII ist inhaltsgleich mit dem Anspruch auf Kurzzeitpflege nach § 42 
SGB XI, die Sozialhilfe muss die Kosten übernehmen.  

Hinweis:  
Verhinderungspflege ist bei vorübergehenden Auslandsaufenthalten von bis zu sechs Wochen im Kalen-
derjahr möglich und kann auch durch nicht-professionelle Pflegekräfte erbracht werden. Bei DGM-Ju-
gendreisen ins europäische Ausland (Großbritannien, Schweiz) wurde Verhinderungspflege erfolgreich 
bei verschiedenen Pflegeversicherungen beantragt und von diesen bewilligt, obwohl die Pflege nicht 
durch die zu Hause tätigen Pflegekräfte erbracht wurde. Die Freizeiten wurden aus Deutschland heraus 
organisiert und die Verhinderungspflege übernahmen mitreisende Pflegekräfte.  
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▪ Bei den Pflegegraden 2 – 5 kann gemäß § 64i SGB XII ein über den nach § 45b SGB XI hinausgehender 
Bedarf an Unterstützungsleistungen gedeckt werden. Pflegebedürftige des Pflegegrads 1 haben gemäß 
§ 66 SGB XII Anspruch auf einen Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI in Höhe von 125 Euro monatlich 
für Unterstützungsangebote im häuslichen nicht jedoch im stationären Bereich. 

▪ Sonderregelungen zum Einsatz von Vermögen (§ 66a SGB XII): Für Bezieher dieser Leistungen der Er-
satzpflege, gilt ein Schonvermögen bis zu 25 000 Euro für die Lebensführung und die Alterssicherung als 
angemessen, sofern dieser Betrag ganz oder überwiegend als Einkommen aus selbständiger und nicht-
selbständiger Tätigkeit der Leistungsberechtigten während des Leistungsbezugs erworben wird. 

▪ Siehe hierzu auch Infodienst-Blatt „Pflegeleistungen durch die Sozialhilfe“. 
 

8.  Ist Pflegegeld Einkommen?  

Pflegegeld soll die Pflegebereitschaft einer privaten Pflegeperson aufrechterhalten. Pflegeperson ist, wer 
nicht erwerbsmäßig einen Pflegebedürftigen in seiner häuslichen Umgebung pflegt (§ 19 SGB XI). Die Pflege 
wird eher aus „moralischen“ Gründen geleistet und ist nicht in einem Arbeits- oder Dienstvertrag geregelt. 
Im Steuer- und Sozialversicherungsrecht werden folgende Unterscheidungen getroffen: 

▪ Gewerbsmäßige Pflege: Pflegegeld ist Einkommen! 

▪ Angehörige pflegen nicht gewerbsmäßig: Pflegegeld ist kein Einkommen. Es wird auch nicht auf das Ar-
beitslosengeld II (ALG II) oder die Sozialhilfe angerechnet! (§ 82 SGB XII – HessVGH, 9 TG 3060/95, Ent-
scheidung vom 7.12.1995 zum alten § 76 BSHG). 

▪ Bekannte, Nachbarn, Freunde pflegen nicht gewerbsmäßig: Pflegegeld wird nicht als Einkommen ange-
rechnet (§ 3 Nr. 36 Einkommensteuergesetz – moralische Pflicht). 

▪ Bekannte, Nachbarn, Freunde pflegen und beziehen gleichzeitig Arbeitslosengeld II oder Sozialhilfe: 
Pflegegeld wird als Einkommen angerechnet.  

▪ Unterhaltsrecht: Bei der Ermittlung von Unterhaltsansprüchen und Unterhaltsverpflichtungen wird 
Pflegegeld grundsätzlich nicht berücksichtigt. (Ausnahme: Wenn von der Pflegeperson erwartet werden 
kann, ihren Unterhalt ganz oder teilweise durch eigene Einkünfte zu decken und der Pflegebedürftige 
mit ihr nicht in gerader Linie verwandt ist.) 

 

9. Haftpflichtversicherung für Helfer 

Helfer sind im Rahmen der Verhinderungspflege für sporadische und kurzzeitige Einsätze haftpflichtversi-
chert. Sofern es sich nicht um Hilfen im Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit handelt, greift die Privathaft-
pflichtversicherung des Helfers, falls er eine abgeschlossen hat. Im Schadensfall muss die Meldung gegen-
über der Versicherung mit Vorsicht und fundiert erfolgen! Eine gesetzliche Haftpflichtversicherung für Schä-
den, die der Helfer dem Pflegebedürftigen zufügt, gibt es nicht. Bei professioneller Hilfe greifen Berufshaft-
pflichtversicherungen – sofern sie bestehen. 
 

10. Erlöschen der Kostenerstattungsansprüche nach Tod des Pflegebedürftigen 

Mit einem Zusatz in § 35 SGB XI wurde neu geregelt, dass Kostenerstattungsansprüche nach dem SGB XI, 
auch nach dem Tod des Versicherten nicht erlöschen, wenn sie innerhalb von zwölf Monaten geltend ge-
macht werden. Damit wurde eine Gesetzeslücke geschlossen, denn Versicherte gehen bei der Ersatzpflege 
häufig in Vorleistungen, die nur im Wege der Kostenerstattung in Anspruch genommen werden können. 
(Grundsatz im Sozialrecht: Ansprüche erlöschen mit dem Tod des Leistungsberechtigen – § 59 SGB I.) 
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11. Übergangspflege im Krankenhaus  

Können Sie im unmittelbaren Anschluss an eine Krankenhausbehandlung nicht zu Hause gepflegt werden, 
in eine Kurzzeitpflege oder zur medizinischen Rehabilitation gehen, oder können diese Leistungen nicht, 
oder nur unter erheblichem Aufwand erbracht werden, muss die Krankenkasse für Sie „Übergangspflege im 
Krankenhaus“ (§ 39e SGB V) übernehmen. Dazu gehört die Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, 
die Aktivierung, die Grund- und Behandlungspflege, ein Entlassmanagement, Unterkunft und Verpflegung 
sowie die im Einzelfall erforderliche ärztliche Behandlung. Ein Anspruch besteht für längstens zehn Tage je 
Krankenhausbehandlung. Erwachsene müssen innerhalb eines Kalenderjahres für 28 Tage Zuzahlungen leis-
ten. Im Jahr schon geleistete Zuzahlungen sind anzurechnen. 

 

12. Ausblick: Gemeinsamer Jahresbetrag für Verhinderungs- und Kurzzeitpflege 

Am 23. Juni 2023 wurde im Bundesgesetzblatt das Gesetz zur Unterstützung und Entlastung in der Pflege 
(Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz – PUEG) veröffentlicht. Die Regelungen im Überblick: 

▪ Gesamtleistungsbetrag: Zum 1. Juli 2025 werden die Leistungsbeträge für Verhinderungs- und Kurzzeit-
pflege in einem Gemeinsamen Jahresbetrag von bis zu 3539 EUR zusammengeführt, den die Anspruchs-
berechtigten nach ihrer Wahl flexibel für beide Leistungsarten einsetzen können. Die sechsmonatige 
Vorpflegezeit vor erstmaliger Inanspruchnahme der Verhinderungspflege wird abgeschafft, die Leistun-
gen können künftig unmittelbar ab Feststellung von mindestens Pflegegrad 2 genutzt werden.  

▪ Um Familien mit pflegebedürftigen Kindern sofort zu unterstützen, wird der Anspruch auf diesen Ge-
meinsamen Jahresbetrag für Pflegebedürftige der Pflegegrade 4 und 5, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, bereits zum 1. Januar 2024 eingeführt. 

▪ Der Zugang pflegender Angehöriger zu Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen wird erleichtert, in-
dem die Möglichkeit zur Mitaufnahme des Pflegebedürftigen in die stationäre Vorsorge- oder Rehabili-
tationseinrichtung der Pflegeperson erweitert und weiterentwickelt wird.  

▪ Um die häusliche Pflege zu stärken, wird das Pflegegeld zum 1. Januar 2024 um 5 Prozent erhöht und 
steigt ein Jahr später um weitere 4,5 %. 

▪ Ebenso werden die ambulanten Sachleistungsbeträge zum 1. Januar 2024 um 5 Prozent angehoben. 

▪ Das Pflegeunterstützungsgeld kann von Angehörigen künftig pro Kalenderjahr für bis zu zehn Arbeits-
tage je pflegebedürftiger Person in Anspruch genommen werden und ist nicht mehr beschränkt auf ein-
malig insgesamt zehn Arbeitstage je pflegebedürftiger Person. Die Regelungen treten zum 1. Januar 
2024 in Kraft. 

▪ Zum 1. Januar 2024 werden die Zuschläge (nach § 43c SGB XI), die die Pflegekasse an die Pflegebe-
dürftigen in vollstationären Pflegeeinrichtungen zahlt, erhöht. Die Sätze werden von 5 auf 15 Prozent 
bei 0 – 12 Monaten Verweildauer, von 25 auf 30 Prozent bei 13 – 24 Monaten, von 45 auf 50 Prozent 
bei 25 – 36 Monaten und von 70 auf 75 Prozent bei mehr als 36 Monaten angehoben. 

▪ Zum 1. Januar 2025 und zum 1. Januar 2028 werden die Geld- und Sachleistungen regelhaft in Anleh-
nung an die Preisentwicklung automatisch dynamisiert. Für die langfristige Leistungsdynamisierung 
wird die Bundesregierung noch in dieser Legislaturperiode Vorschläge erarbeiten. 

▪ Die komplex und intransparent gewordenen Regelungen zum Verfahren zur Feststellung der Pflegebe-
dürftigkeit in § 18 SGB XI werden neu strukturiert und systematisiert, so dass verfahrens- und leis-
tungsrechtliche Inhalte in voneinander getrennten Vorschriften übersichtlicher aufbereitet sind. 


